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190)  Die Frage des Nachrangs ausdrücklich als eine allein rechtspolitische bezeich-
nend Baums, ZHR 167 (2003), 139, 168 („Die rechtspolitische Frage ist, ob … die 
Entscheidung des Gesetzgebers … de lege ferenda korrigiert werden sollte.“): Fleischer, 
ZIP 2005, 1805, 1811 und Fleischer, in: Karsten Schmidt/Lutter (Fußn. 45), § 57 
Rz. 67 („allein eine Frage de lege ferenda“); MünchKomm-Bayer (Fußn. 46), § 57 
Rz. 45 („Nach der lex lata lässt sich ein Nachrang der Anlegerhaftungsansprüche 
in der Insolvenz nicht begründen.“); Sauer (Fußn. 58), S. 231 (Entscheidung des 
Gesetzgebers für eine völlige Gleichstellung der Anlegeransprüche auch in der In-
solvenz des Emittenten); Ehricke, in: Hopt/Voigt (Fußn. 42), S. 187, 284 („entgegen 
der aktuellen Rechtslage“); Kindler, in: Festschrift Hüff er, 2010, S. 417, 426 („allen-
falls rechtspolitische Bedeutung“); demgemäß allein de lege ferenda für einen 
Nachrang plädierend Baums, ZHR 167 (2003), 139, 167 ff .; Sauer (Fußn. 58), S. 231, 
234 ff .; Hopt/Voigt, WM 2004, 1801, 1803 („zu erwägen, den Ersatzanspruch … 
mit einem Nachrang auszustatten“); Möllers, BB 2005, 1637, 1642 („De lege fe-
renda … überlegenswert“); Habersack, in: Festschrift 25 Jahre WpHG, 2019, S. 217, 
223 („mag auch de lege ferenda alles für den Nachrang … sprechen“); Hellgardt 
(Fußn. 52), S. 405 f. („Zustimmung verdient aber die rechtspolitische Forderung“); 
Brellochs (Fußn. 42), S. 245 f.; wohl auch rechtspolitisch für den Nachrang argu-
mentierend Langenbucher, ZIP 2005, 239, 244 f. (dazu oben Ziff . IV 2.2); de lege 
ferenda gegen den Nachrang Zimmer, WM 2004, 9, 11 f.; MünchKomm-Bayer 
(Fußn. 46), § 57 Rz. 45; Bayer, WM 2013, 961, 968, 970; vgl. auch Mock, in: 
Gottwald/Haas (Fußn. 101), § 91 Rz. 129 (dazu oben bei Fußn. 101); wohl auch 
de lege ferenda gegen den Nachrang argumentierend Vokuhl (Fußn. 159), S. 189; 
Becker (Fußn. 11), S. 130.

191)  Hirte, in: Festschrift Kirchhof, 2003, S. 223, 241 f. und Drygala, in: Zöllner/
Noack (Fußn. 82), § 57 Rz. 33; vgl. dazu oben Fußn. 82.
192)  BGH v. 29. 5. 2006 – II ZR 334/05 (unveröff .), Beschlussumbruch S. 3 f.; 
dazu oben Ziff . VI 3 mit Vertiefung oben Ziff . VII 1.
193)  Gehrlein, WM 2005, 1489, 1493 ff .
194)  Dazu oben Ziff . VII 1.
195)  Dazu oben Ziff . VII.
196)  Dazu oben Ziff . VIII.

*) Dr. iur., Rechtsanwalt und Steuerberater, Flick Gocke Schaumburg, Hamburg.
1)  Evaluierung ESUG v. 30. 4. 2018, BT-Drucks. 19/4880, S. 27 ff .
2)  Richtlinie über Restrukturierung und Insolvenz v. 20. 6. 2019, ABl EU 2019 
Nr. L 172, 18.
3)  Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs-
rechtsfortentwicklungsgesetz – SanInsFoG) v. 22. 12. 2020, BGBl I 2020, 3256. 
4)  Gesetz über den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unterneh-
men (Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz – StaRUG).
5)  Art. 25 SanInsFoG.
6)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 1.
7)  Gem. § 18 Abs. 2 Satz 2 InsO n. F. beträgt der Prognosezeitraum der drohen-
den Zahlungsunfähigkeit in aller Regel 24 Monate. Für die überwiegende Wahr-
scheinlichkeit der Fortführung des Unternehmens zur Vermeidung der Überschul-
dung sind gem. § 19 Abs. 2 Satz 1 Halbs. 2 InsO n. F. die nächsten 12 Monate 
maßgeblich; gem. § 4 Satz 1 COVInsAG n. F. v. 1. 1. 2021 bis zum 31. 12. 2021 
anstelle der nächsten 12 Monate ein Zeitraum der nächsten 4 Monate.

Günter Kahlert*)

Neue Tätigkeitsfelder für den Steuerberater nach dem StaRUG

Der vorliegende Beitrag geht der Frage nach, ob und unter welchen 
Voraussetzungen sich der Steuerberater nach dem StaRUG neue Tä-
tigkeitsfelder als Sanierungsbeauftragter oder als Sanierungsmodera-
tor erschließen kann oder sich jedenfalls – insbesondere auch wegen 
der Hinweis- und Warnpfl ichten bei Erstellung eines Jahresabschlus-
ses betreff end eines Insolvenzgrundes – im eigenen Interesse vertiefend 
mit dem Insolvenzrecht befassen sollte.

I. Grundzüge des StaRUG

1. Allgemeines

Auf Grundlage der Evaluierung des ESUG,1) zur Umsetzung 
der Richtlinie Restrukturierung und Insolvenz („Richtlinie“)2) 
und zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie haben Bun-
destag und Bundesrat im Dezember 2020 das SanInsFoG3) 
verabschiedet. Das SanInsFoG regelt mit Art. 1 das StaRUG,4) 
das am 1. 1. 2021 in Kraft getreten ist,5) und das in 4 Teile zer-
fällt. Es handelt sich um die Krisenfrüherkennung und das 
Krisenmanagement (Teil 1, § 1 StaRUG), den Stabilisierungs- 
und Restrukturierungsrahmen (Teil 2, §§ 2 bis 93 StaRUG), die 
Sanierungsmoderation (Teil 3, §§ 94 bis 100 StaRUG) und die 
Frühwarnsysteme (Teil 4, §§ 101 und 102 StaRUG).

Mit dem Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen (§§ 2 
bis 93 StaRUG) und der Sanierungsmoderation (§§ 94 bis 
100 StaRUG) hat der Gesetzgeber Titel II der Richtlinie um-
gesetzt, indem er Schuldnern zwei präventive Restrukturie-
rungsrahmen für eine insolvenzabwendende Sanierung zur Ver-
fügung gestellt hat.6) Zugangsvoraussetzung ist eine (nur) dro-
hende Zahlungsunfähigkeit (§ 18 InsO) des Schuldners7) (Sta-
bilisierungs- und Restrukturierungsrahmen, dazu nachstehend 
unter I 3) oder das Nichtvorliegen von Zahlungsunfähigkeit 

Vor dem Hintergrund der reichsgerichtlichen Rechtsprechung, 
welche bereits im Jahr 1916 das Fehlen einer den Nachrang an-
ordnenden Vorschrift vermisst hatte (oben 1.), die seither nie-
mals eingeführt wurde, kann dies nicht überraschen. Demgemäß 
geht auch die ganz h. M. davon aus, dass ein Nachrang der An-
legeransprüche allein rechtspolitisch zur Debatte steht, der Nach-
rang also nur de lege ferenda vertretbar ist.190) Die Ansicht, ein 
Nachrang greife bereits de lege lata ein, fi ndet sich nur ganz ver-

einzelt.191) Thole vertritt insoweit eine klare Außenseiterposition, 
die weder mit der Rechtsprechung des RG und des BGH noch 
mit der gesetzgeberischen Entscheidung im Kapitalmarktrecht 
vereinbar ist.

4. Dem fehlenden Nachrang der Anlegeransprüche wegen Ka-
pitalmarktinformationshaftung stehen nach Ansicht des BGH 
auch die Grundsätze der fehlerhaften Gesellschaft nicht ent-
gegen.192) Die insoweit vom II. Zivilsenat des BGH zunächst 
für eine stille Beteiligung entwickelte Position hat das damalige 
Senatsmitglied Gehrlein193) in konsequenter Weise auf sämtliche 
anderen Gesellschaftsformen erstreckt.194)

5. Der von der Rechtsprechung – in Übereinstimmung mit 
der aktuellen Gesetzeslage – angenommene Vorrang der Kapi-
talmarktinformationshaftung vor dem mit den Kapitalerhal-
tungsgrundsätzen bezweckten Gläubigerschutz und die damit 
einhergehende Gleichbehandlung der geschädigten Anleger mit 
den sonstigen Gläubigern in der Insolvenz des Emittenten lässt 
sich auch wertungsmäßig195) und europarechtlich196) absichern.
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8)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 217 f.
9)  Dazu Fritz/Scholtis, NZI 2020, 49, 53.
10)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, §§ 2 und 3 StaRUG-RegE.
11)  So auch Wilhelm/Richter/Hoff mann, DB 2021, 381, 386 und Hacker/Weber, 
WPg 2021, 258, 259 jeweils m. w. N.
12)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 121.
13)  Zu den Steuerfolgen des Restrukturierungsplans siehe Kahlert/Kayser/Bornemann, 
Perspektiven für eine kohärente und praxisgerechte Verzahnung von Steuerrecht 
und Insolvenzrecht, 2020, Abschnitt F.
14)  So auch Begr. des StaRUG-RefE zu § 13 (§ 11 StaRUG), S. 129, abrufbar unter 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Fortentwicklung_
Insolvenzrecht.html.

oder Überschuldung des Schuldners und damit das Vorliegen 
von (nur) wirtschaftlichen oder fi nanziellen Schwierigkeiten des 
Schuldners (Sanierungsmoderation, dazu nachstehend unter I 4). 
Die Hinweis- und Warnpfl ichten bei Erstellung eines Jahresab-
schlusses betreff end eines Insolvenzgrundes werden in § 102 
StaRUG als Instrument zur Früherkennung der Bestandsgefähr-
dung eines Unternehmens gem. Titel I Art. 3 Abs. 1 und 2 der 
Richtlinie geregelt.8)

2. Abgrenzungen

Der Restrukturierungsplan im Stabilisierungs- und Restrukturie-
rungsrahmen und der Sanierungsvergleich in der Sanierungsmo-
deration setzen – dazu nachstehend unter I 3 und I 4 – eine 
einvernehmliche Regelung zwischen dem Schuldner und ein-
zelnen oder allen Gläubigern (Konsensprinzip) auf Grundlage 
der Privatautonomie voraus, auch wenn der Restrukturierungs-
plan durch eine Mehrheitsentscheidung der Gläubiger und sei-
ner gerichtlichen Bestätigung wirksam werden kann. Demge-
genüber ist Voraussetzung für die Sanierung eines Schuldners 
durch einen Insolvenzplan (§§ 217 ff . InsO) die Eröff nung eines 
hoheitlichen Insolvenzverfahrens (Gesamtvollstreckungsver-
fahren), das in die Privatautonomie sowohl des Schuldners – 
insbesondere in dessen Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis, 
§ 80 Abs. 1 InsO – als auch sämtlicher Gläubiger – insbeson-
dere in deren Einzelvollstreckungsrechte, § 89 InsO – eingreift, 
wobei der Insolvenzplan ebenfalls aufgrund einer Mehrheits-
entscheidung der Gläubiger, die einer gerichtlichen Bestätigung 
bedarf, wirksam werden kann.9) Ein Schuldner ist nicht ver-
pfl ichtet, sich bei (nur) drohender Zahlungsunfähigkeit durch 
den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen oder die Sa-
nierungsmoderation des StaRUG zu sanieren. Geschäftsleiter-
pfl ichten, auf deren Grundlage eine solche Verpfl ichtung in der 
Literatur diskutiert wurde, waren zwar im SanInsFoG-RegE10) 
enthalten, sind aber nicht Gesetz geworden.11) Dies gilt auch 
für eine Sanierung im Insolvenzverfahren durch einen Insol-
venzplan. Denn die drohende Zahlungsunfähigkeit verpfl ich-
tet den Schuldner gem. § 18 Abs. 1, § 15a InsO nicht, sondern 
berechtigt ihn, einen Insolvenzantrag zu stellen.

3.  Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen 
(§§ 2 bis 93 StaRUG)

Der im Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen vorge-
sehene Restrukturierungsplan ist nach der Gesetzesbegründung 
wie ein Insolvenzplan ein Instrument zur kollektiv-privatauto-
nomen Bewältigung der schuldnerischen Krise. Angesichts die-
ser funktionalen Übereinstimmungen und mit Blick darauf, 
dass sich das Insolvenzplanrecht in der Praxis bewährt habe, 
orientierten sich die Bestimmungen zum Restrukturierungs-
plan über weite Strecken eng an den bestehenden insolvenz-
planrechtlichen Regelungen.12)

3.1 Restrukturierungsplan

Dreh- und Angelpunkt des Stabilisierungs- und Restrukturie-
rungsrahmens ist somit der Restrukturierungsplan, dem nach § 14 
Abs. 1 StaRUG eine begründete Erklärung zu den Aussichten 
darauf beizufügen ist, dass die (nur) drohende Zahlungsunfä-
higkeit des Schuldners durch den Plan beseitigt und die Be-
standsfähigkeit des Schuldners sicher- oder wiederhergestellt wird.13)

Der Schuldner ist in § 2 Abs. 1 Nr. 1 StaRUG als restrukturie-
rungsfähige Person defi niert. Als solche kommt nach § 30 Abs. 1 
StaRUG jeder insolvenzfähige Schuldner in Betracht, wobei für 
eine natürliche Person Voraussetzung ist, dass sie unternehme-
risch tätig ist.

§ 2 StaRUG regelt im Einzelnen, welche Rechtsverhältnisse in 
einem Restrukturierungsplan gestaltbar sind. Es handelt sich 
um Restrukturierungsforderungen, Absonderungsanwartschaf-
ten, Anteils- und Mitgliedschaftsrechte und gruppeninterne 
Sicherheiten. Allerdings sind nach § 4 Abs. 1 StaRUG be-
stimmte Forderungen ausgenommen, nämlich Forderungen von 
Arbeitnehmern, Forderungen aus vorsätzlich begangenen un-
erlaubten Handlungen und Forderungen nach § 39 Abs. 1 
Nr. 3 InsO.

Gem. § 7 Abs. 1 StaRUG ist im gestaltenden Teil des Restruk-
turierungsplans festzulegen, wie die Rechtsstellung der Plan-
betroff enen durch den Plan geändert werden soll. Die Auswahl 
der Planbetroff enen hat gem. § 8 StaRUG nach sachgerechten 
Kriterien zu erfolgen, die im darstellenden Teil des Plans an-
zugeben und zu erläutern sind. Nach § 11 StaRUG wird der 
Schuldner mit der im gestaltenden Teil vorgesehenen Befrie-
digung der Gläubiger, bestimmt der Plan nichts anderes, von 
seinen restlichen Verbindlichkeiten gegenüber diesen aus den 
in den Plan einbezogenen Restrukturierungsforderungen und 
Absonderungsanwartschaften befreit. Die Befreiung von den 
restlichen Verbindlichkeiten erfolgt in der Weise, dass sie sich, 
wie sich auch aus § 67 Abs. 3 StaRUG ergibt, zu unvollkom-
menen Verbindlichkeiten wandeln.14)

Als kollektiv-privatautonomes Instrument setzt die Wirksam-
keit des Restrukturierungsplans nach §§ 18, 67 Abs. 1 Satz 2 
StaRUG voraus, dass sämtliche Planbetroff enen zustimmen oder 
eine gerichtliche Bestätigung erfolgt, falls Planbetroff ene gegen 
den Restrukturierungsplan gestimmt haben.

Zum Zwecke der Abstimmung über den Restrukturierungsplan 
sind die Planbetroff enen gem. §§ 9, 10 StaRUG in Gruppen ein-
zuteilen, für die gem. § 25 Abs. 1 StaRUG jeweils (nur) eine 
Summenmehrheit von 75 % ohne zusätzliche Kopfmehrheit 
gilt. §§ 26 ff . StaRUG regeln ein Obstruktionsverbot: Wird in 
einer Gruppe die nach § 25 StaRUG erforderliche Mehrheit 
nicht erreicht, so gilt die Zustimmung dieser Gruppe unter be-
stimmten Voraussetzungen als erteilt.

3.2 Verfahrenshilfen

Der Schuldner kann nach einer Anzeige des Restrukturierungs-
vorhabens beim Restrukturierungsgericht gem. § 31 StaRUG, 
welche nach Abs. 3 die Rechtshängigkeit bewirkt, bestimmte 
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15)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 200.
16)  Dazu Thole, ZRI 2020, 393.

Verfahrenshilfen in Form von Instrumenten durch das Restruk-
turierungsgericht in Anspruch nehmen. Die Instrumente kön-
nen gem. § 29 Abs. 1 InsO (nur) zur nachhaltigen Beseitigung 
einer drohenden Zahlungsunfähigkeit und gem. § 32 StaRUG 
in Eigenverwaltung in Anspruch genommen werden. Zu den 
Instrumenten gehören nach § 29 Abs. 2 StaRUG neben der 
bereits erwähnten Bestätigung des Restrukturierungplans eine 
gerichtliche Planabstimmung, eine Vorprüfung, eine Vollstre-
ckungssperre und eine Verwertungssperre.

Die Anzeige des Restrukturierungsvorhabens und die Inan-
spruchnahme von Instrumenten, insbesondere die Bestätigung 
des Restrukturierungsplans, hat für die betroff enen Gläubiger 
Rechtsvorteile. Denn unter den Voraussetzungen des § 89 StaRUG 
scheidet eine sittenwidrige Beihilfe zur Insolvenzverschleppung 
aus und unter den Voraussetzungen des § 90 StaRUG kommt 
keine Insolvenzanfechtung betreff end die Planfolgen und den 
Planvollzug in einem etwaigen späteren Insolvenzverfahren 
in Betracht.

Aufgrund der Rechtshängigkeit ruht zwar die Insolvenzantrags-
pfl icht, es besteht aber nunmehr eine straf- und haftungsbe-
währte Anzeigepfl icht hinsichtlich der Insolvenzreife, § 42 StaRUG, 
und die haftungsbewährte Pfl icht der Geschäftsführung, die Re-
strukturierung mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Geschäftsleiters zu betreiben, § 43 StaRUG. Unter an-
derem bei Insolvenzreife ist die Restrukturierungssache (grund-
sätzlich) aufzuheben, § 33 StaRUG.

3.3 Restrukturierungsbeauftragter

Zu unterscheiden ist die Bestellung eines Restrukturierungs-
beauftragten von Amts wegen (§§ 73 bis 76 StaRUG) und auf 
Antrag (§§ 77 bis 79 StaRUG), insbesondere hinsichtlich der Be-
stellungsvoraussetzungen, der Aufgaben und der Haftung. Nach 
der Gesetzesbegründung fungiert der von Amts wegen bestellte 
Restrukturierungsbeauftragte als „Gewährsperson“ für die Be-
teiligten.15) Er ist mit einem Sachwalter im Eigenverwaltungs-
verfahren vergleichbar.16)

Das Restrukturierungsgericht bestellt nach § 73 Abs. 1 und 2 
StaRUG einen Restrukturierungsbeauftragten von Amts wegen, 
wenn in bestimmten Fällen durch den Restrukturierungplan 
oder eine Stabilisierungsanordnung (Verfahrenshilfen bzw. In-
strumente in Form der Stabilisierung, d. h. Vollstreckun gssperre 
oder Verwertungssperre, § 29 Abs. 2 Nr. 3, § 49 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 StaRUG) in die Rechte Dritter, insbesondere von Ver-
brauchern oder mittleren, kleinen oder Kleinstunternehmen 
oder von allen oder den wesentlichen Gläubigern, eingegrif-
fen werden soll, oder der Restrukturierungsplan eine Überwa-
chung vorsieht, und das Restrukturierungsgericht kann dies nach 
§ 73 Abs. 3 StaRUG tun, um durch den Restrukturierungsbe-
auftragten bestimmte Prüfungen als Sachverständigen vorneh-
men zu lassen, die sich auf den Schuldner (drohende Zahlungs-
unfähigkeit), den Restrukturierungsplan (Obstruktionsverbot), 
gruppeninterne Drittsicherheiten und die Haftung von unbe-
schränkt haftenden Gesellschaftern beziehen. Dementsprechend 
sind die Aufgaben des von Amts wegen bestellten Restruktu-
rierungsbeauftragten nach § 76 StaRUG, die zum Teil durch 
das Restrukturierungsgericht festgelegt werden können, sehr 
umfangreich. Sie umfassen die Mitteilung von Aufhebungs-

gründen, die Entscheidung über die Art und Weise der Abstim-
mung über den Restrukturierungsplan, die Prüfung der wirt-
schaftlichen Lage und die Überwachung des Schuldners, die 
Entgegennahme und die Leistung von Zahlungen, die Prüfung 
von Stabilisierungsanordnungen, die Stellungnahme zum Re-
strukturierungsplan betreff end drohende Zahlungsunfähigkeit 
sowie Beseitigung und Wiederherstellung der Bestandsfähig-
keit und die Durchführung von Zustellungen.

Demgegenüber wird ein Restrukturierungsbeauftragter gem. 
§ 77 StaRUG auf Antrag des Schuldners oder bestimmter Gläu-
biger bestellt, um die Verhandlungen zwischen den Beteilig-
ten zu fördern und er hat als fakultativer Restrukturierungsbe-
auftragte nach § 79 StaRUG (nur) die Aufgabe, den Schuldner 
und die Gläubiger bei der Ausarbeitung und Aushandlung des 
Restrukturierungskonzepts und des auf ihm basierenden Plans 
zu unterstützen.

Unabhängig davon, ob der Restrukturierungsbeauftragte von 
Amts wegen (§ 74 StaRUG) oder auf Antrag (§ 78 Abs. 1 
StaRUG i. V. m. § 74 Abs. 1 StaRUG) zu bestellen ist, kommt 
unter den dort genannten Voraussetzungen ausdrücklich auch 
die Bestellung eines Steuerberaters zum Restrukturierungsbeauf-
tragten in Betracht. Sowohl der von Amts wegen (§ 75 StaRUG) 
als auch der auf Antrag (§ 78 Abs. 3 i. V. m. § 75 StaRUG) be-
stellte Restrukturierungsbeauftragte stehen unter der Aufsicht 
des Restrukturierungsgerichts.

Gem. § 75 Abs. 4 Satz 1 bis 3 StaRUG hat der von Amts wegen 
bestellte Restrukturierungsbeauftragte seine Aufgaben mit der 
gebotenen Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit zu erfüllen, insbe-
sondere seine Aufgaben unparteiisch wahrzunehmen, und er 
ist den Betroff enen zum Schadensersatz verpfl ichtet, wenn er die 
ihm obliegenden Pfl ichten in schuldhafter Weise verletzt. Auf 
den auf Antrag bestellten Restrukturierungsbeauftragten fi ndet 
§ 75 StaRUG gem. § 78 Abs. 3 StaRUG zwar entsprechende 
Anwendung. Allerdings sind seine Aufgaben nach § 79 StaRUG 
– wie vorstehend dargestellt – im Vergleich mit den Aufgaben 
des von Amts wegen bestellten Restrukturierungsbeauftragten 
gem. § 76 StaRUG erheblich vermindert.

Die Vergütung für beide Arten von Restrukturierungsbeauftrag-
ten ist in §§ 80 bis 83 StaRUG grundsätzlich auf der Grund-
lage von Stundensätzen (Restrukturierungsbeauftragte bis zu 
€ 350 und qualifi zierte Mitarbeiter bis zu € 200) und Stunden-
budgets einschließlich der Möglichkeit von Vorschüssen und 
Anpassungen geregelt, die durch das Restrukturierungsgericht 
festzusetzen sind. Wenn der Restrukturierungsbeauftragte auf 
Antrag und auf Vorschlag aller voraussichtlichen Auslagen-
schuldner bestellt wird und der Restrukturierungsbeauftragte 
und sämtliche Auslagenschuldner eine Vereinbarung über die 
Vergütung vorlegen, hat das Restrukturierungsgericht nach § 83 
Abs. 2 StaRUG diese Vereinbarung der Bemessung der Vergütung 
zugrunde zu legen, wenn die Vereinbarung nicht zu einer un-
angemessenen Vergütung führt.
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17)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 212.
18)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 213.
19)  BGH v. 26. 1. 2017 – IX ZR 285/14, ZIP 2017, 427, dazu EWiR 2017, 173 
(Wagner).
20)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 217 f.

4. Sanierungsmoderation (§§ 94 bis 100 StaRUG)

Nach der Gesetzesbegründung soll eine Sanierungsmoderation 
vor allem für solche Kleinst- und kleine Unternehmen in Be-
tracht kommen, die sich eine Beratung und Unterstützung 
durch professionelle Sanierungsberater zur Herbeiführung einer 
freien Sanierung nicht leisten können, aber auf Unterstützung 
von dritter Seite angewiesen sind. Sie soll sich aber auch für 
jede Art von Schuldner dann anbieten, wenn in Sanierungsver-
handlungen ein Bedürfnis für eine neutrale Vermittlerperson 
besteht oder als Vorstufe zur möglichen Inanspruchnahme von 
Instrumenten des Stabilisierungs- und Restrukturierungsrah-
mens.17)

4.1 Sanierungsmoderator

Im Gegensatz zur Bestellung eines Restrukturierungsbeauftrag-
ten kann das Restrukturierungsgericht einen Sanierungsmode-
rator gem. § 94 Abs. 1 Satz 1 StaRUG nur auf Antrag und über-
dies nur auf Antrag des Schuldners bestellen, also nicht von 
Amts wegen und nicht auf Antrag bestimmter Gläubiger. Die 
Bestellung eines Sanierungsmoderators setzt nach § 94 Abs. 1 
Satz 2 und 3 StaRUG voraus, dass der Schuldner nicht off en-
sichtlich zahlungsunfähig oder überschuldet ist. Weiter hat der 
Schuldner gem. § 94 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 StaRUG 
im Antrag die Art der wirtschaftlichen oder fi nanziellen Schwie-
rigkeiten anzugeben und dazu eine Erklärung beizufügen. Hie-
raus folgt, dass Zugangsvoraussetzung nicht eine drohende Zah-
lungsunfähigkeit ist, sondern wirtschaftliche oder fi nanzielle 
Schwierigkeiten.

Zwar erwähnt § 94 StaRUG nicht ausdrücklich bestimmte Be-
rufsgruppen, die zum Sanierungsmoderator bestellt werden kön-
nen, auch nicht den Steuerberater. Allerdings kommt auch der 
Steuerberater als natürliche Person unter den dort genannten 
Voraussetzungen als Sanierungsmoderator Betracht.

Nach § 96 Abs. 1 StaRUG besteht die Aufgabe des Sanie-
rungsmoderators darin, zwischen dem Schuldner und sei-
nen Gläubigern bei der Herbeiführung einer Lösung zur 
Überwindung der wirtschaftlichen oder fi nanziellen Schwie-
rigkeiten zu vermitteln. Er erstattet dem Gericht Bericht (§ 96 
Abs. 3 StaRUG), zeigt dem Gericht eine ihm bekannt ge-
wordene Zahlungsunfähigkeit des Schuldners an (§ 96 Abs. 4 
StaRUG) und er hat zu einem Sanierungsvergleich schrift-
lich Stellung zu nehmen betreff end Schlüssigkeit, Zugrun-
delegung der tatsächlichen Gegebenheiten und Erfolgsaus-
sichten (§ 97 Abs. 2 StaRUG). Gem. § 96 Abs. 5 StaRUG steht 
der Sanierungsmoderator unter der Aufsicht des Restruktu-
rierungsgerichts. Nach der Gesetzesbegründung beschränkt 
sich die Aufsicht auf die Einhaltung der Berichtspfl icht gem. 
§ 96 Abs. 3 StaRUG.18) 

Besondere Haftungsregeln enthält das StaRUG für den Sanie-
rungsmoderator nicht. Diesbezüglich gelten die allgemeinen 
Grundsätze. Auf die Vergütung des Sanierungsmoderators fi n-
den gem. § 98 Abs. 2 StaRUG die §§ 80 bis 83 StaRUG – dazu 
vorstehend unter I 3.3 – entsprechende Anwendung. Für die 
Praxis ist von Interesse, dass die Bestellung eines Sanierungs-
moderators gem. § 95 Abs. 2 StaRUG nicht öff entlich bekannt 
gemacht wird.

4.2 Sanierungsvergleich

Die Sanierungsmoderation eröff net dem Schuldner gem. § 97 
Abs. 1 StaRUG die Möglichkeit, einen mit seinen Gläubigern 
geschlossenen Sanierungsvergleich durch das Restrukturierungs-
gericht bestätigen zu lassen. § 97 Abs. 2 StaRUG sieht vor, dass 
der Sanierungsmoderator dazu Stellung nimmt, ob gem. § 97 
Abs. 1 Satz 2 StaRUG die Voraussetzungen für die Versagung 
einer Bestätigung des Sanierungsvergleichs vorliegen. Der Rechts-
vorteil der Bestätigung eines Sanierungsvergleichs besteht gem. 
§ 97 Abs. 3 StaRUG darin, dass ein bestätigter Sanierungsver-
gleich in einem etwaigen späteren Insolvenzverfahren nur unter 
den Voraussetzungen des § 90 StaRUG anfechtbar ist. Die Vor-
schriften über die Sanierungsmoderation regeln nicht – anders 
als § 11 StaRUG für den Restrukturierungsplan –, dass sich die 
restlichen Verbindlichkeiten aus einem Sanierungsvergleich in 
unvollkommene Verbindlichkeiten wandeln. Die rechtstechni-
sche Umsetzung der Befreiung von den restlichen Verbindlich-
keiten, insbesondere die Wandelung in unvollkommene Ver-
bindlichkeiten oder das materiell-rechtliches Erlöschen der Ver-
bindlichkeiten, bleibt somit der konkreten Vertragsgestaltung 
vorbehalten.

5. Hinweis- und Warnpfl ichten (§ 102 StaRUG)

Nach § 102 StaRUG haben auch Steuerberater bei der Erstel-
lung eines Jahresabschlusses die Pfl icht, den Mandanten auf das 
Vorliegen eines möglichen Insolvenzgrundes nach den §§ 17 
bis 19 InsO und die sich daran anknüpfenden Pfl ichten der 
Geschäftsleiter und Mitglieder der Überwachungsorgane hin-
zuweisen, wenn entsprechende Anhaltspunkte off enkundig sind 
und sie annehmen müssen, dass dem Mandanten die mögliche 
Insolvenzreife nicht bewusst ist. Nach der Gesetzesbegründung 
werden diese Hinweis- und Warnpfl ichten als Instrument zur 
Früherkennung der Bestandsgefährdung eines Unternehmens 
(Art. 3 Abs. 1 und 2 der Richtlinie) künftig gesetzlich klarge-
stellt. Für Steuerberater folgten die Hinweis- und Warnpfl ich-
ten bei Erstellung eines Jahresabschusses nach der Gesetzes-
begründung bereits aus der Rechtsprechung des BGH,19) wes-
halb sich für diese keine neuen Pfl ichten und somit keine neuen 
Haftungstatbestände ergeben würden.20)

II.  Steuerberater als Restrukturierungsbeauftragter 
(§ 74 StaRUG)

1. Richtlinie und StaRUG

Art. 26 und 27 der Richtlinie regeln allgemeine Vorgaben zu den 
Anforderungen an und zur Rechtsstellung von Verwaltern in 
Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren, zu 
denen auch der Restrukturierungsbeauftragte zählt. Danach 
müssen die Zulassungsvoraussetzungen sowie das Verfahren für 
die Bestellung, die Abberufung, und den Rücktritt von Restruk-
turierungsbeauftragten klar, transparent und fair sein (Art. 26 
Abs. 1 lit. b) der Richtlinie) und die im Einzelfall bestellten Re-
strukturierungsbeauftragten müssen die erforderliche Erfahrung 



672 Kahlert, Neue Tätigkeitsfelder für den Steuerberater nach dem StaRUG ZIP 13/2021

21)  Dazu SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 197 f.
22)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 198.
23)  So auch BVerfG v. 12. 1. 2016 – 1 BvR 3102/13, ZIP 2016, 321 (m. Anm. 
Römermann, S. 328; m. Bespr. Kleine-Cosack, S. 741), dazu EWiR 2016, 145 (Flöther) 
betreff end die Bestellung von Insolvenzverwaltern.
24)  Dazu Thole, AnwBl Online 2021, 111 unter I.
25)  BVerfG v. 3. 8. 2004 – 1 BvR 135/00, 1 BvR 1086/01, ZIP 2004, 1649 (m. Bespr. 
Wieland, ZIP 2005, 233), dazu EWiR 2005, 437 (Wieland). Dazu nachfolgend BVerfG 
v. 23. 5. 2006 – 1 BvR 2530/04, ZIP 2006, 1355 (m. Bespr. Römermann, S. 1332); 
BVerfG v. 27. 11. 2008 – 1 BvR 2032/08, ZIP 2009, 975.
26)  Dazu die Gesetzesbegründung zur Ergänzung des § 56 Abs. 1 InsO, BT-
Drucks. 16/ 3227, S. 18. Nach dem Wort „bestellen“ wurden die Wörter „die aus 
dem Kreis aller zur Übernahme von Insolvenzverwaltungen bereiten Personen aus-
zuwählen ist. Die Bereitschaft zur Übernahme von Insolvenzverwaltungen kann 
auf bestimmte Verfahren beschränkt werden“ eingefügt, um den verfassungsrecht-
lichen Vorgaben von BVerfG ZIP 2004, 1649 zu entsprechen, indem nur sog. of-
fene Listen zugelassen wurden.
27)  Dazu BGH v. 17. 3. 2016 – IX AR (VZ) 5/15, ZIP 2016, 935 m. w. N. aus 
der Rechtsprechung und der Literatur.
28)  Der BGH v. 15. 3. 2018 – V ZB 149/17, NJW-RR 2018, 761, Rz. 14, beur-
teilt auch die Tätigkeit als Zwangsverwalter als eigenständigen Beruf. Dies soll 
nach der Literatur auch für Sachwalter und Restrukturierungsbeauftragte gelten, 
Cranshaw, NZI 2020, 143, 144.
29)  Dazu BVerfG ZIP 2006, 1355.
30)  BGH v. 6. 7. 2015 – AnwZ (Brfg) 24/14, ZIP 2015, 1546, dazu EWiR 2015, 
545 (Ries).
31)  Dazu Henssler, NZI 2020, 193, 195.

und Sachkunde besitzen (Art. 26 Abs. 1 lit. c) der Richtlinie) 
sowie unabhängig und unparteiisch (Art. 26 Abs. 1 lit. d) der Richt-
linie) sein. Weiter ist der Restrukturierungsbeauftragte mit 
der Möglichkeit der Sanktionierung gerichtlich zu überwachen 
(Art. 27 Abs. 1 der Richtlinie). Nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 12 der 
Richtlinie ist der Restrukturierungsbeauftragte von einem Gericht 
oder einer Verwaltungsbehörde zu bestellen.21) Nach Erwägungs-
grund 87 der Richtlinie hat der Verwalter sich an Standards zu 
halten, insbesondere auch die Absicherung durch eine Berufshaft-
pfl ichtversicherung, und nach Erwägungsgrund 88 der Richtlinie 
hat er personelle und administrative Ressourcen vorzuhalten. 
Nach der Gesetzesbegründung erfüllen die Regelungen des 
StaRUG die vorstehend dargestellten Voraussetzungen der 
Richtlinie, und zwar mit der folgenden Begründung:22)

§ 74 Abs. 1 StaRUG enthalte eine an § 56 Abs. 1, § 274 Abs. 1 
InsO a. F. angelehnte Regelung, wonach der Restrukturierungs-
beauftragte – wie Insolvenzverwalter und Sachwalter – für 
den jeweiligen Einzelfall geeignet, insbesondere unabhängig, 
sein müsse und vom Restrukturierungsgericht (im Ausgangs-
punkt) ausgewählt und bestellt werde. In Anlehnung an § 270b 
Absatz 1 Satz 3 a. F. InsO werde geregelt, dass der Restruk-
turierungsbeauftrage ein in Restrukturierungs- und Insolvenzsa-
chen erfahrener Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Rechts-
anwalt oder sonstige natürliche Person mit vergleichbarer Qua-
lifi kation sein müsse.

Wie bei Sachwaltern und Insolvenzverwaltern solle es nur na-
türlichen Personen möglich sein, als Restrukturierungsbeauf-
tragter tätig zu sein. Es handele sich um ein höchstpersönliches 
Amt, das eine grundlegende Personenbindung erfordere.23) Art. 2 
Abs. 1 Nr. 12 der Richtlinie könne durch den bloß unterlasse-
nen Verweis auf das nationale Recht nicht die Verpfl ichtung 
entnommen werden, auch juristische Personen als Restruktu-
rierungsbeauftragte zuzulassen.

Die Voraussetzung, dass der Restrukturierungsbeauftragte im 
Einzelfall durch das Restrukturierungsgericht aus dem Kreis aller 
zur Übernahme bereiten Personen auszuwählen sei, werde wohl 
dazu führen, dass die Gerichte – wie bei Insolvenzverwaltern 
und Sachwaltern – allgemeine Vorauswahllisten führten. Eine sol-
ches Listensystem sei zwar nicht ohne Nachteile,24) ermögliche 
es dem Restrukturierungsgericht jedoch, im Einzelfall unter dem 
regelmäßig bestehenden Zeitdruck eine schnelle Bestellungs-
entscheidung treff en zu können. Ein solches System sei nach 
Erwägungsgrund 88 („Pool“) mit der Richtlinie vereinbar.

2. Vorgaben des BVerfG

Die von der Richtlinie und dem StaRUG vorgenommene 
Unterscheidung zwischen Vorauswahl und konkreter Bestellung 
des Restrukturierungsbeauftragten entspricht der Regelung in 
§ 56 Abs. 1 InsO, § 274 Abs. 1 InsO a. F. für die Vorauswahl 
und die konkrete Bestellung von Insolvenzverwaltern und 
Sachwaltern im Einzelfall. § 56 Abs. 1 a. F. InsO ist nach län-
gerer politischer Diskussion und nach der grundlegenden Ent-
scheidung des BVerfG vom 3. 8. 200425) mit Wirkung ab dem 
1. 1. 2007 geschaff en worden.26) Danach27)

– ist die Tätigkeit als Insolvenzverwalter als eigenständiger 
Beruf28) zu beurteilen;

– ist bei der Bestellung des Insolvenzverwalters durch den In-
solvenzrichter zwischen der Vorauswahl und der konkreten Be-
stellung im Einzelfall zu unterscheiden;

– ist die Aufnahme oder Streichung eines Bewerbers in die 
bei den Insolvenzgerichten geführten Vorauswahllisten als ein 
Justizverwaltungsakt zu beurteilen, der nach §§ 23 ff . EGGVG 
anfechtbar ist;

– hat ein Bewerber eine Chance auf eine Einbeziehung in ein 
konkret anstehendes Auswahlverfahren und damit auf Aus-
übung des Berufs (Art. 12 Abs. 1 GG) nur bei willkürfreier Ein-
beziehung in das Vorauswahlverfahren (Art. 3 Abs. 1 GG).

Durch die Aufnahme in eine Vorauswahlliste wird allerdings 
noch kein durchsetzbarer Anspruch auf Bestellung im kon-
kreten Einzelfall durch den Insolvenzrichter geschaff en. Nach 
dem BVerfG steht dem Insolvenzrichter bei der Bestellung im 
konkreten Einzelfall ein weites Auswahlermessen zu.29)

3. Berufsrechtliche Aspekte

Zum Restrukturierungsbeauftragten oder zum Sanierungsmo-
derator bestellte Steuerberater unterstehen nicht nur – wie vor-
stehend unter II 3.3 und 4.1 beschrieben – der Aufsicht des 
Restrukturierungsgerichts. Vielmehr bleibt der Steuerberater 
auch im Rahmen dieser Tätigkeiten seinem Berufsrecht unter-
worfen. So hat der BGH in seinem Urteil vom 6. 7. 201530) 
entschieden, dass ein Rechtsanwalt auch dann seinen anwalt-
lichen Berufspfl ichten, im Urteilsfall § 12 BORA (Umgehung des 
Gegenanwalts), unterliegt, wenn er in seiner Eigenschaft als 
Insolvenzverwalter im Insolvenzverfahren handelt, auch wenn 
im Einzelfall zu prüfen sei, ob die konkrete Berufspfl icht auch 
bei der Tätigkeit als Insolvenzverwalter in Betracht komme. 
Diese Rechtsprechung gilt für einen Steuerberater, der in sei-
ner Eigenschaft als Insolvenzverwalter, Sachwalter, Restruktu-
rierungsbeauftragter (oder Sanierungsmoderator) handelt, hin-
sichtlich der ihn als Steuerberater treff enden Berufspfl ichten 
entsprechend.31) Danach bleiben die Berufspfl ichten des Steu-
erberaters mit Blick auf die Bestellung zum Restrukturierungs-
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32)  Hinweise der BStBK für die Tätigkeit des Steuerberaters als Sanierungs- und 
Insolvenzberater vom 13./14. 3. 2018, Ziff er 2., abrufbar unter https://www.bstbk.
de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/fachinfos/BStBK_Berufsrechtliches-
Handbuch.pdf.
33)  Hinweise der BStBK für die Tätigkeit des Steuerberaters als Sachwalter vom 
2./3. 9. 2013, Ziff er 2., abrufbar unter https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/
recht-und-berufsrecht/fachinfos/BStBK_Berufsrechtliches-Handbuch.pdf.
34)  Dazu die Gesetzesbegründung zur Ergänzung des § 56 Abs. 1 InsO, BT-
Drucks. 16/3227, S. 18. 
35)  Koalitionsvertrag zur 19. Legislaturperiode v. 12. 3. 2018, abrufbar unter www.
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/koalitionsvertrag-zwischen-cdu-
csu-und-spd-195906, S. 131 f., Zeilen 6195 bis 6199. Am 25. 2. 2020 hatte das 
BMJV Verbände und Berufskammern zu einer Gesprächsrunde eingeladen, dazu 
der Bericht von Henke, Anwaltsblatt 2020, abrufbar unter https://anwaltsblatt.
anwaltverein.de/de/anwaeltinnen-anwaelte/berufsrecht/berufsrecht-und-verkam-
merung-von-insolvenzverwaltern.
36)  Braun/Frank, NZI 2020, 1, 2; Frind, NZI 2018, 729, 730.
37)  Einen Überblick über den Meinungsstand und die Vorschläge zur Neuordnung 
des Berufsrechts betreff end Insolvenzverwalter, Sachwalter und Restrukturierungs-
beauftragte in Deutschland gibt Henssler, Vortrag von Henssler auf dem 8. Thürin-
ger Tag für Insolvenzrecht und Sanierung am 14. 10. 2020, abrufbar unter https://
th-inso.de/wp-content/uploads/2020/10/2a.-Zusatz-zum-Vortrag-Prof.-Dr.-Henssler-
zum-Berufsrecht-der-Insolvenzverwalter.pdf und ders., NZI 2020, 193.
38)  Dazu auch der Überblick und die Kritik von Thole, AnwBl Online 2021, 111.

beauftragten oder zum Sanierungsmoderator (grundsätzlich) 
unberührt.

Auf dieser Grundlage regelt § 15 Nr. 9 BOStB, dass auch die 
Tätigkeiten als Insolvenzverwalter und Sachwalter zu den mit 
dem Beruf eines Steuerberaters vereinbaren Tätigkeiten i. S. v. 
§ 57 Abs. 3 Nr. 2 und 3 StBerG gehören. Nichts anderes kann 
für die Tätigkeit eines Steuerberaters gelten, der vom Insolvenz-
richter nach dem StaRUG zum Restrukturierungsbeauftragter 
(oder zum Sanierungsmoderator) bestellt wird. Es ist zu er-
warten, dass § 15 Nr. 9 BOStB entsprechend ergänzt wird.

Gem. § 57 Abs. 1 StBerG haben Steuerberater ihren Beruf un-
abhängig, eigenverantwortlich, gewissenhaft, verschwiegen und 
unter Verzicht auf berufswidrige Werbung auszuüben. Hieraus 
wird die Berufspfl icht abgeleitet, dass ein Steuerberater nur dann 
Leistungen als Sanierungs- und Insolvenzberater erbringen darf, 
wenn er auch die dafür erforderliche Sachkunde besitzt. Bei 
interdisziplinären Aufgaben wie Krisenmanagement, das be-
triebswirtschaftliche, steuer-, arbeits-, gesellschafts- und insol-
venzrechtliche Kompetenzen erfordere, müsse der Steuerbe-
rater deshalb geeignete Partner aus anderen Fachdisziplinen 
einbinden, wenn er den notwendigen Sachverstand in Spezial-
fragen nicht aufweise.32) Aus dem vorzitierten § 57 Abs. 1 StBerG 
wird weiter die Berufspfl icht entnommen, dass ein Steuerbera-
ter Leistungen als Sachwalter nur dann erbringen darf, wenn 
er besondere betriebswirtschaftliche und rechtliche Kenntnisse 
sowie solche im Zusammenhang mit der Abwicklung und Fort-
führung eines Unternehmens in der Krise habe, und unabding-
bar seien vor allem einschlägige Kenntnisse des Insolvenzrechts.33)

Es kann m. E. dahinstehen, ob die vorstehend beschriebenen 
Berufspfl ichten für Sachwalter auf den Restrukturierungsbe-
auftragten und die vorstehend beschriebenen Berufspfl ichten 
für Sanierungs- und Insolvenzberater auf den Sanierungsmo-
derator Anwendung fi nden könnten. Zum einen ist zu erwar-
ten, dass für diese demnächst gesonderte Berufspfl ichten mit 
Blick auf die im StaRUG bestimmten Aufgaben defi niert wer-
den. Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass – wie vorste-
hend unter II 1 und 2 und nachstehend unter II 5 dargestellt – 
ein Steuerberater nur dann vom Insolvenzrichter zum Restruk-
turierungsbeauftragten oder Sanierungsmoderator bestellt wird, 
wenn er die dafür nach dem StaRUG und damit die nach der 
Richtlinie erforderliche fachliche und persönliche Eignung be-
sitzt. Art. 26 Abs. 1 lit. a) der Richtlinie bestimmt, dass der Ver-
walter eine „angemessene Ausbildung“ und die „erforderliche 
Sachkunde“ haben muss und in Art. 26 Abs. 1 lit. c) der Richt-
linie ist die Rede von der „Erfahrung“ des Verwalters. Die Be-
rufspfl ichten des Steuerberaters sollten nicht höhere Anforde-
rungen stellen als das StaRUG und damit als die Richtlinie. 
Dies gilt insbesondere bei der Bestellung eines Steuerberaters 
zum Restrukturierungsbeauftragen gem. § 74 StaRUG – dazu 
nachstehend unter II 5 – hinsichtlich seiner praktischen Er-
fahrungen in zeitlicher und sachlicher Hinsicht und seiner all-
gemeinjuristischen Qualifi kation. Denn andernfalls würden die 
berufsrechtlichen Regelungen Gefahr laufen, gegen die Richt-
linie zu verstoßen, auf der das StaRUG beruht.

Rechtsdienstleistungen, die ein zum Restrukturierungsbeauftrag-
ter (oder zum Sanierungsmoderator) bestellter Steuerberater 
im Rahmen seines Aufgaben- und Zuständigkeitsbereichs er-

bringt, sind gem. § 8 Abs. 1 Nr. 1 RDG zulässig. Nach dieser 
Vorschrift sind Rechtsdienstleistungen erlaubt, die gerichtlich 
oder behördlich bestellte Personen im Rahmen ihres Aufga-
ben- und Zuständigkeitsbereichs erbringen. Sollte der zum Re-
strukturierungsbeauftragten (oder Sanierungsmoderator) be-
stellte Steuerberater Rechtsdienstleistungen außerhalb dieses 
Rahmens erbringen, so können diese nach § 5 Abs. 1 RDG 
(Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit einer ande-
ren Tätigkeit) zulässig sein.

4. Reformüberlegungen

Die politische Diskussion über gesetzliche Kriterien zur Be-
stellung eines Insolvenzverwalters ist seit der Änderung des § 56 
Abs. 1 InsO ab dem Jahr 2007, mit dem sich der Gesetzgeber 
gegen solche Regelungen entschieden hat,34) nicht verstummt. 
Der Koalitionsvertrag der großen Koalition vom 12. 3. 2018 
sieht vor: „Wir werden gesetzliche Rahmenbedingungen für die Be-
rufszulassung und -ausübung von Insolvenzverwalterinnen und In-
solvenzverwaltern sowie Sachwalterinnen und Sachwaltern regeln, um 
im Interesse der Verfahrensbeteiligten eine qualifi zierte und zuverläs-
sige Wahrnehmung der Aufgaben sowie eff ektive Aufsicht zu gewähr-
leisten.“35) In der Literatur36) wird zu Recht darauf hingewiesen, 
dass sich das Tätigkeitsfeld im Insolvenzrecht über die Tätig-
keit als Insolvenzverwalter hinaus stark ausgeweitet habe, was 
insbesondere auch dadurch deutlich werde, dass in Art. 26 
Abs. 1 lit. a) der Richtlinie von „Verwaltern in Restrukturie-
rungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren“ die Rede ist. 
Dementsprechend ist in der aktuellen Diskussion auch der Sach-
walter und der Restrukturierungsbeauftragte einbezogen.37) Hier-
bei geht es um (1) Regelungen betreff end Zulassungsvorausset-
zungen oder eine Zulassung, (2) Regelungen betreff end Berufs-
pfl ichten für die Berufsausübung, (3) den Regelungsort solcher 
(einzelnen) Regelungen im StBerG, in der InsO, in der BRAO 
oder in einer bundeseinheitlichen Vorauswahlliste und (4) die 
Aufsicht über solche Regelungen durch das Insolvenzgericht, 
die Steuerberaterkammer, die Rechtsanwaltskammer oder eine 
(neue) Insolvenzverwalterkammer.38)
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39)  Abrufbar unter https://www.brak.de/w/fi les/01_ueber_die_brak/aus-der-arbeit-
der-ausschuesse/brao_bivo_entwurf_29042020_6.2.1_plain.pdf. Der Vorschlag des 
VID v. 16. 7. 2020 ist abrufbar unter https://www.vid.de/initiativen/weiterentwick-
lung-des-berufsrechts-vorschlag-an-das-bmjv-und-rechtspolitiker-im-deutschen-
bundestag.
40)  Dazu Pohlmann, BRAK 2020, Heft 4, abrufbar unter https://brak.de/w/fi les/01_
ueber_die_brak/aus-der-arbeit-der-ausschuesse/2020_brak-mitteilungen-heft-4_s.
174-ra-pohlmann.pdf.
41)  Thole, AnwBl Online 2021, 111, 114.
42)  Vgl. Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 56 Rz. 14 m. w. N., zu § 56 
Abs. 1 InsO.
43)  Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 270b Rz. 18 f. m. w. N.
44)  BVerfG ZIP 2009, 975.
45)  Der Bundesrat hatte im Gesetzgebungsverfahren zu § 270 Abs. 1 Satz 3 InsO 
vergeblich gefordert, die unbestimmten Rechtsbegriff e durch anerkannte Begriff e 
wie „Fachanwalt für Insolvenzrecht“ zu ergänzen oder diese für die praktische Hand-
habung der Norm hinreichend zu beschreiben, BR-Drucks. 127/11 (B), S. 21.
46)  Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 270b Rz. 18 f. m. w. N. Im IDW 
Standard Bescheinigungen nach § 270b InsO (IDW S 9) v. 18. 8. 2014 ist in Rz. 6 
vergleichbar die Rede davon, dass erforderlich sei „eine mehrjährige Befassung mit 
deutschen Insolvenz- oder Sanierungsfällen“.

Der Vorschlag der BRAK39) für Insolvenzverwalter (ohne Ein-
beziehung von Sachwaltern oder Restrukturierungsberatern oder 
Sanierungsmoderatoren), dem sich der DAV40) angeschlossen 
hat, macht zum Ausgangspunkt, dass überwiegend Rechtsan-
wälte zu Insolvenzverwaltern bestellt werden, und er kann 
verkürzt wie folgt dargestellt werden: Der Vorschlag sieht eine 
Änderung der BRAO dahingehend vor, dass sich natürliche 
Personen (also auch Steuerberater) als Insolvenzverwalter in 
eine der Rechtsanwaltskammern aufnehmen lassen können, 
wenn sie nachweisen (1) ein rechtswissenschaftliches oder wirt-
schaftswissenschaftliches Hochschulstudium, (2) besondere the-
oretische Kenntnisse auf dem Gebiet der Insolvenzverwaltung 
in Form eines qualifi zierenden Lehrgangs und (3) praktische 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Insolvenzverwaltung von 3 Jah-
ren (mindestens 16 Wochenstunden). Danach ist eine echte Zu-
lassungsprüfung nicht erforderlich. Der Vorschlag sieht eine 
Änderung der InsO (einschließlich Übergangsregelungen) vor, 
wonach zum Insolvenzverwalter nur bestellt werden kann, wer 
in dem Verzeichnis der BRAO als Insolvenzverwalter eingetra-
gen ist. Schließlich regelt der Vorschlag einzelne berufsrechtliche 
Pfl ichten des Insolvenzverwalters. Der Vorschlag sieht keine Re-
gelungen für die Bestellung zum Insolvenzverwalter im kon-
kreten Einzelfall vor, insoweit sind (weiter) die Regelungen der 
InsO anwendbar. Diesbezüglich wird in der Literatur geltend 
gemacht, dass es sich bei der konkreten Bestellungsentschei-
dung des Richters im Einzelfall um „die zentrale Frage eines 
jeden Verfahrens überhaupt“ handele und es wird vom Gesetz-
geber eine Konkretisierung des Auswahlermessens des Richters 
gefordert.41)

Wie sich auch aus der vorstehend dargestellten Gesetzesbegrün-
dung ergibt, hat sich der Gesetzgeber einer Neuordnung des 
Berufsrechts einschließlich der Bestellungsvoraussetzungen mit 
dem SanInsFoG nicht angenommen, sondern er hält (zunächst) 
weiter an Vorauswahllisten, auch für Restrukturierungsbeauftragte, 
fest. In der Praxis ist festzustellen, dass Restrukturierungsge-
richte inzwischen entsprechend verfahren. Angesichts der be-
reits Ende September 2021 anstehenden Bundestagswahlen 
dürfte in dieser Legislaturperiode nicht mehr mit einer entspre-
chenden Gesetzgebungsinitiative zu rechnen sein.

5. Vorauswahl und Bestellung im konkreten Einzelfall

Knackpunkt für die konkrete Bestellung eines Steuerberaters 
zum Restrukturierungsbeauftragen gem. § 74 StaRUG im Ein-
zelfall ist nach dem Gesagten dessen Aufnahme in die Voraus-
wahlliste des Restrukturierungsrichters. Zwar sind bei der Auf-
nahme in die Vorauswahlliste abstrakt generelle Auswahlkrite-
rien maßgeblich. Allerdings können diese nur aus den Voraus-
setzungen der konkret individuellen Bestellentscheidung, hier 
§ 74 Abs. 1 StaRUG, abgleitet werden.42) Nach der Gesetzesbe-
gründung ist § 74 Abs. 1 StaRUG sowohl an § 56 Abs. 1 InsO 
a. F. (Insolvenzverwalter) und § 274 Abs. 1 InsO a. F. (Sachwal-
ter im Eigenverwaltungsverfahren mit Verweis auf § 56 Abs. 1 
InsO a. F.) als auch an § 270b Abs. 1 Satz 3 InsO a. F. (Erstel-
ler einer Bescheinigung im Eigenverwaltungsverfahren) ange-
lehnt. Dies kommt dadurch zum Ausdruck, dass § 74 Abs. 1 
StaRUG nicht nur das in § 56 Abs. 1, § 274 Abs. 1 InsO a. F. 
enthaltende Wort „geeignete“ enthält, sondern auch die in § 270b 

Abs. 1 Satz 3 InsO a. F. enthaltenen Worte „eines in Insolvenz-
sachen erfahrenen Steuerberaters“ und § 74 Abs. 1 StaRUG in 
dieser Kombination wie folgt lautet:

„Zum Restrukturierungsbeauftragten ist ein für den jeweiligen 
Einzelfall geeigneter, in Restrukturierungs- und Insolvenzsachen er-
fahrener Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Rechtsanwalt oder 
eine sonstige natürliche Person mit vergleichbarer Qualifi ka-
tion zu bestellen, die von den Gläubigern und dem Schuldner 
unabhängig ist und die aus dem Kreis aller zur Übernahme des 
Amtes bereiten Personen auszuwählen ist.“ (Hervorhebungen im 
Text nicht enthalten).

Aus dem Umstand, dass § 74 Abs. 1 StaRUG vor dem Wort 
„Steuerberater“ die Worte „in Restrukturierungs- und Insolvenz-
sachen erfahrener“ verwendet, folgt, dass der Steuerberater nicht 
allein wegen seiner Berufsträgerschaft und der dadurch erlang-
ten Kenntnisse und Erfahrungen als Restrukturierungsbeauf-
tragter qualifi ziert ist. Es stellen sich somit vergleichbare Fra-
gen wie bei § 270b Abs. 1 Satz 3 InsO a. F., an den § 74 Abs. 1 
StaRUG angelehnt ist. Grundsätzlich muss es wie bei § 270b 
Abs. 1 Satz 3 InsO a. F.43) bei § 74 Abs. 1 StaRUG auf prakti-
sche Erfahrungen ankommen. Dies entspricht Art. 26 Abs. 1 
lit. c) der Richtlinie, wonach bei der konkreten Bestellung der 
Erfahrung des Verwalters gebührend Rechnung zu tragen ist, 
und es liegt auf der Linie einer Entscheidung des BVerfG vom 
27. 11. 2008, wonach auch ein von der Gläubigerversammlung 
gewählter Insolvenzverwalter mangels Eignung i. S. d. § 56 
Abs. 1 InsO nicht zum Insolvenzverwalter zu bestellen ist, wenn 
er über keine praktischen Erfahrungen in der federführenden 
Bearbeitung von Insolvenzverfahren verfügt.44)

Welche Anforderungen im Einzelnen an die praktische Tätig-
keit in Restrukturierungs- und Insolvenzsachen zu stellen sind, 
erscheint angesichts der verwendeten unbestimmten Rechts-
begriff e45) und auch mit Blick auf die Meinungen in der Lite-
ratur zu § 270b Abs. 1 Satz 3 InsO a. F. nicht eindeutig. Dies 
betriff t nicht nur in zeitlicher Hinsicht die Dauer der prakti-
schen Erfahrungen, sondern auch in sachlicher Hinsicht die Art 
der praktischen Erfahrungen. So wird zu § 270b Abs. 1 Satz 3 
InsO a. F. in zeitlicher Hinsicht die Meinung vertreten, vier Jahre 
Erfahrungsdauer sollten ausreichen, aber auch nicht unter-
schritten werden.46) Den Gegenpol dazu bildet die Ansicht, 
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47)  MünchKomm-Kern, InsO, 4. Aufl ., 2020, § 270b Rz. 47.
48)  Riggert, in: Nerlich/Römermann, InsO, Stand: 6/2018, § 270b Rz. 9. 
49)  Martini, in: BeckOK InsO, Stand: 15. 10. 2020, § 270b Rz. 44 und 
MünchKomm-Kern, InsO, 4. Aufl ., 2020, § 270b Rz. 49.
50)  HambKomm-Fiebig, InsO, 20. Aufl ., 2020, § 270b Rz. 18. Die Begründung, 
das Gericht hätte nicht ausreichend Zeit, die Erfahrung des Erstellers der Be-
scheinigung zu prüfen, dürfte bei der Vorauswahl, um die es hier geht, allerdings 
nicht greifen.
51)  Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 56 Rz. 14 m. w. N.
52)  Dazu OLG Hamburg v. 29. 8. 2017 – 2 VA 1/16, DStRE 2018, 1147; kritisch 
Kruth, DStR 2018, 2218, der zu Recht darauf hinweist, dass der Beruf des Insol-
venzverwalters nach BGH ZIP 2016, 935, Rz. 29, dazu EWiR 2016, 379 (Ries) 
kein juristisches Staatsexamen voraussetzt.
53)  BVerfG ZIP 2009, 975 betreff end die Bestellung eines Insolvenzverwalters.
54)  Dazu Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 56 Rz. 14 mit Blick auf 
§ 56 Abs. 1 InsO.
55)  Dazu Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 56 Rz. 25 mit Blick auf 
§ 56 Abs. 1 InsO.
56)  Dazu Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 56 Rz. 26 ff . mit Blick auf 
§ 56 Abs. 1 InsO und Erwägungsgrund 88 der Richtlinie.
57)  Dazu Thole, ZRI 2020, 393, 400.
58)  BVerfG ZIP 2009, 975.

dass Erfahrung bereits bei einmaliger Befassung mit einer In-
solvenzsache vorliege.47) Weiter wird in sachlicher Hinsicht die 
Auff assung vertreten, Voraussetzung sei die Tätigkeit als In-
solvenzverwalter oder als Sachwalter im Bereich der Unter-
nehmensinsolvenzen.48) Dem steht der Standpunkt gegenüber, 
dass eine Tätigkeit als Insolvenzverwalter nicht zwingend er-
forderlich sei, weil „Insolvenzsache“ nicht gleichbedeutend sei 
mit „Insolvenzverwaltung“. Deshalb verfügten Fachanwälte für 
Insolvenzrecht, DStV-Fachberater und Inhaber eines GSV-
Gütesiegels über die erforderliche Erfahrung, weil diese Titel 
auch strenge Fallzahlen voraussetzten.49) Schließlich wird auch 
die Meinung vertreten, dass allein die Berufsträgereigenschaft 
maßgeblich sei.50)

Fraglich ist, welche rechtliche Bedeutung der Umstand hat, dass 
in § 74 Abs. 1 StaRUG die Worte „für den jeweiligen Einzel-
fall geeigneter“ vor den Worten „in Restrukturierungs- und In-
solvenzsachen erfahrener Steuerberater“ verwendet wird. Bei 
§ 56 Abs. 1 InsO a. F., dem diese Worte entlehnt sind, steht die 
Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriff e der persönlichen 
und fachlichen Eignung im Vordergrund. Aus diesen unbe-
stimmten Rechtsbegriff en ist für die Aufnahme in die Voraus-
wahlliste ein generelles Anforderungsprofi l nach sachgerechten 
Kriterien zu erstellen, die sich mit Blick auf konkrete Bestell-
entscheidung ergeben.51) Hinsichtlich der Eignung betreff end 
die rechtlichen und betriebswirtschaftlichen Kenntnisse ist festzu-
stellen, dass § 74 Abs. 1 StaRUG, anders als § 56 Abs. 1 InsO 
a. F., der nur von einer „geschäftskundigen Person“ spricht, be-
reits Kriterien enthält, nämlich – wie vorstehend beschrieben – 
(1) u. a. einen Steuerberater, der zudem (2) in Restrukturierungs- 
und Insolvenzsachen erfahren ist. Damit regelt § 74 Abs. 1 
StaRUG, wie sich aus dem Vergleich mit § 56 Abs. 1 InsO a. F. 
ergibt, m. E. insoweit abschließend die generelle Eignung des 
Steuerberaters für die Aufnahme in eine Vorauswahlliste. Damit 
ist m. E. auch die in Rechtsprechung und Literatur zu § 56 
Abs. 1 InsO a. F. diskutierte Frage beantwortet, in welchem Um-
fang die Eignung eine allgemeinjuristische Qualifi kation erfordere, 
möglichweise sogar den Abschuss juristischer Staatsexamina vo-
raussetze, also Steuerberater möglicherweise nicht in Betracht 
kommen,52) und zwar dahingehend, dass die Bestellung eines 
in Restrukturierungs- und Insolvenzsachen erfahrenen Steuer-
beraters ausreichend ist. Denn andernfalls würde § 74 Abs. 1 
StaRUG für Steuerberater leerlaufen.

Für die Aufnahme eines Steuerberaters in die Vorauswahlliste 
ist somit im Kern dessen Erfahrung in Restrukturierungs- und 
Insolvenzsachen maßgeblich. Hierbei sollten die Anforderun-
gen nicht überspannt werden, insbesondere sollten nicht un-
besehen die Anforderungen an den Insolvenzverwalter auf den 
Restrukturierungsbeauftragten übertragen werden. Denn die 
Aufgaben des Restrukturierungsbeauftragten – dazu vorstehend 
unter II 3.3 – bleiben weit hinter den Aufgaben des Insolvenz-
verwalters zurück. So ist der Restrukturierungsbeauftragte ins-
besondere nicht befasst mit Forderungsanmeldungen, Forde-
rungsprüfungen, Forderungsfeststellungen und Insolvenzan-
fechtungen. Ein Bewerber kann erforderliche praktische Erfah-
rungen in Insolvenzsachen nicht nur als Angestellter erwerben, 
sondern auch aus seiner Kanzlei heraus sammeln, insbesondere, 
indem er mit einem Insolvenzverwalter zusammenarbeitet.53)

Allerdings ist auch mit der Aufnahme des Steuerberaters in 
die Vorauswahlliste – die nach § 74 Abs. 1 StaRUG weiter die 
generelle persönliche Eignung54) und die generelle Unabhän-
gigkeit55) voraussetzt und auch weitere Voraussetzungen hat, 
insbesondere eine ausreichende personelle und sachliche In-
frastruktur sowie die Absicherung durch eine Berufshaftpfl icht-
versicherung56) – noch nicht entschieden, dass dieser im kon-
kreten Einzelfall – dazu vorstehend unter II 2 und 4 – zum 
Restrukturierungsbeauftragten bestellt wird. Deshalb stellt sich 
die Frage, ob dies jedenfalls dann der Fall ist, wenn der Schuld-
ner einen Restrukturierungsbeauftragen vorschlägt. So gilt für 
den von Amts wegen zu bestellenden Restrukturierungsbe-
auftragten gem. § 74 Abs. 2 Satz 2 StaRUG:

„Hat der Schuldner die Bescheinigung eines in Restrukturie-
rungs- und Insolvenzsachen erfahrenen Steuerberaters, Wirt-
schaftsprüfers, Rechtsanwalts oder einer Person mit vergleich-
barer Qualifi kation vorgelegt, aus der sich ergibt, dass der Schuld-
ner die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 und 2 erfüllt, kann das 
Gericht vom Vorschlag des Schuldners nur dann abweichen, wenn 
die vorgeschlagene Person off ensichtlich ungeeignet ist; dies ist zu 
begründen.“ (Hervorhebungen im Text nicht enthalten).

Zwar macht der Vorschlag des Schuldners es entbehrlich, dass 
der Bewerber auf der Vorauswahlliste steht.57) Allerdings kann 
auch ein „mitgebrachter“ Insolvenzverwalter off ensichtlich un-
geeignet und nicht zu bestellen sein. Das ist nach der Entschei-
dung des BVerfG vom 27. 11. 200858) beispielsweise dann der 
Fall, wenn er keine praktischen Erfahrungen hat. In einem sol-
chen Fäll dürfte auch der Steuerberater nicht zum Restruktu-
rierungsbeauftragten bestellt werden, weil diese – wie darge-
stellt – eine Bestellungsvoraussetzung sind. 

Vergleichbares gilt in dem Fall, dass der Schuldner einen Vor-
schlag zur Bestellung eines auf Antrag zu bestellenden fakul-
tativen Restrukturierungsbeauftragten macht. Denn gem. § 78 
Abs. 1 StaRUG fi ndet auf diesen § 74 Abs. 1 StaRUG entspre-
chende Anwendung, womit auch die Geeignetheit Vorausset-
zung der Bestellung ist. 

Der Steuerberater ist auch dann unabhängig i. S. d. 74 Abs. 1 
StaRUG, wenn er den Schuldner laufend steuerlich beraten hat. 
Dies ergibt sich aus einem Vergleich mit § 56 Abs. 1 Satz 4 
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59)  BGH ZIP 2016, 935, Rz. 24 m. w. N.
60)  Uhlenbruck/Zipperer, InsO, 15. Aufl ., 2019, § 56 Rz. 8.
61)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 212.
62)  BGH ZIP 2017, 427. Dazu Mader/Seitz, DStR-Beih 2018.
63)  SanInsFoG-RegE, BR-Drucks. 619/20, S. 217 f.
64)  Siehe zur Kritik die Stellungnahme der BStBK v. 20. 11. 2010 unter II 2 m. w. N., 
abrufbar unter https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/
stellungnahmen/BStBK_2020-037_2020-11-23_Stellungnahme-Insolvenzrecht.pdf.

Nr. 2 InsO. Nach dieser Vorschrift wird die erforderliche Un-
abhängigkeit für einen künftigen Insolvenzverwalter nicht schon 
dadurch ausgeschlossen, dass die Person den Schuldner vor dem 
Eröff nungsantrag in allgemeiner Form über den Ablauf eines 
Insolvenzverfahrens und dessen Folgen beraten hat. Dann 
kann erst recht nicht durch die Beratung auf einem anderen 
Rechtsgebiet, hier das Steuerrecht, die Unabhängigkeit verlo-
ren gehen. 

Die Unabhängigkeit des Steuerberaters ist auch dann noch 
gegeben, wenn er die Bescheinigung gem. § 74 Abs. 2 Satz 2 
StaRUG erstellt hat. Dies folgt aus einem Vergleich mit § 270d 
Abs. 2 Satz 1 InsO. Nach dieser Vorschrift darf der Ersteller 
einer Bescheinigung gem. § 270d Abs. 1 InsO nicht zum vor-
läufi gen Sachwalter bestellt werden. Eine vergleichbare Rege-
lung enthält das StaRUG nicht.

Nach dem Gesagten hat es der Gesetzgeber den Restrukturie-
rungsrichtern im Rahmen der Vorauswahllisten überlassen, sach-
gerechte Kriterien zur Bestellung eines Restrukturierungsbe-
auftragten zu defi nieren. Zwar hat ein Vorauswahlverfahren zur 
Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriff e der persönlichen 
und fachlichen Eignung des Insolvenzverwalters nach der Recht-
sprechung des BGH59) klar, transparent und fair zu erfolgen. 
Es ist auch nicht ersichtlich, dass für den Restrukturierungsbe-
auftragten etwas anderes gelten könnte, zumal dies nach Art. 26 
Abs. 1 lit. b) der Richtlinie verlangt wird. Gleichwohl dürfte – 
wie bei Insolvenzverwaltern60) – in Deutschland künftig kein 
einheitliches Bild entstehen, weil der jeweilige Restrukturie-
rungsrichter für die Vorauswahl zuständig ist. Deshalb erscheint 
jedenfalls eine bundeseinheitliche Regelung sachgerechter Kri-
terien erforderlich, um – dazu vorstehend unter II 3 – eine richt-
linienkonforme Abstimmung der Berufspfl ichten des Steuer-
beraters mit der Richtlinie zu erreichen.

III.  Steuerberater als Sanierungsmoderator (§ 94 StaRUG)

1. Vorauswahl und Bestellung im konkreten Einzelfall

Nach § 94 Abs. 1 Satz 1 StaRUG bestellt das Restrukturierungs-
gericht auf Antrag des Schuldners eine geeignete, insbesondere 
geschäftskundige und von den Gläubigern und dem Schuldner 
unabhängige natürliche Person zum Sanierungsmoderator. Der 
Umstand, dass eine Bestellung von Amts wegen nicht vorge-
sehen ist, ist der Grund dafür, dass der Sanierungsmoderator 
anders als der Restrukturierungsbeauftragte gem. § 74 Abs. 1 
StaRUG nicht aus dem Kreis aller zur Übernahme des Amtes 
bereiten Personen auszuwählen ist, also grundsätzlich keine Vor-
auswahllisten erforderlich sind. Aus der Gesetzesbegründung 
ergibt sich, dass es sich bei dem Sanierungsmoderator in Ana-
logie zur Regelung für den Insolvenzverwalter und Sachwalter 
in § 56 Abs. 1, § 274 Abs. 1 InsO a. F. um eine für den Ein-
zelfall geeignete, insbesondere unabhängige Person handeln 
muss, die allerdings nicht zwingend bei dem Restrukturierungs-
gericht als zur Übernahme des Amtes grundsätzlich zulässig 
gelistet sein muss.61)

Dies ändert aber nichts daran, dass das Restrukturierungsge-
richt eine durch den Schuldner im konkreten Einzelfall als Re-
strukturierungsbeauftragten vorgeschlagene Person als ungeeig-
net beurteilen und nicht bestellen könnte. Hierbei ist zwar zu 
berücksichtigen, dass die Aufgabe des Sanierungsmoderators 

nach § 96 Abs. 1 StaRUG darin besteht, zwischen dem Schuld-
ner und seinen Gläubigern bei der Herbeiführung einer Lö-
sung zur Überwindung der wirtschaftlichen oder fi nanziellen 
Schwierigkeiten zu vermitteln, wobei ihn Berichtspfl ichten gem. 
§ 96 Abs. 3 StaRUG und Pfl ichten zur Stellungnahme gem. § 97 
Abs. 2 StaRUG treff en. Angesichts dieses Aufgabenbereichs und 
des damit verbundenen Anforderungsprofi ls könnte ein Steuer-
berater aufgrund seiner Berufsträgerschaft und den dadurch er-
langten Kenntnissen und Erfahrungen regelmäßig als eine geeig-
nete, insbesondere geschäftskundige Person i. S. d. § 94 StaRUG 
zu beurteilen sein. 

Allerdings ist in die Überlegungen auch einzustellen, dass ein 
Sanierungsmoderator nach § 100 Abs. 1 StaRUG dann, wenn 
der Schuldner Instrumente in Anspruch nimmt, im Amt bleibt, 
bis der Bestellungszeitraum abgelaufen ist, er nach § 99 StaRUG 
abberufen wird oder ein Restrukturierungsbeauftragter bestellt 
wird. Zudem kann das Gericht nach § 100 Abs. 2 StaRUG den 
Sanierungsmoderator zum Restrukturierungsbeauftragten be-
stellen. Hieraus ergibt sich jedoch nicht zwingend, dass an den 
Sanierungsmoderator und den Restrukturierungsbeauftragten 
keine unterschiedlichen Anforderungen zu stellen sind, denn 
gegebenenfalls kann eine andere Person zum Restrukturierungs-
beauftragten bestellt werden. Jedenfalls ist der Steuerberater 
ungeachtet der laufenden steuerlichen Beratung des Schuldners 
hinsichtlich seiner Bestellung zum Sanierungsmoderator un-
abhängig (dazu vorstehend unter II 5).

2. Berufsrechtliche Aspekte

Die Ausführungen unter II 3 bis II 5 gelten entsprechend.

IV. Steuerberater als „Frühwarnsystem“ (§ 102 StaRUG)

Die Gesetzesbegründung, wonach sich die in § 102 StaRUG ge-
regelten Hinweis- und Warnpfl ichten bei der Erstellung eines 
Jahresabschlusses hinsichtlich eines möglichen Insolvenzgrun-
des – dazu vorstehend unter I 5 – für den Steuerberater bereits 
aus der Rechtsprechung des BGH62) ergeben und sich somit 
keine neuen Haftungstatbestände ergeben würden,63) ist m. E. 
zwar zutreff end, aber nicht vollständig.64)

Nach der Rechtsprechung des BGH kommt im Zusammen-
hang mit der Erstellung eines Jahresabschlusses nicht nur ein 
Schadensersatzanspruch wegen einer Verletzung der Hinweis- 
und Warnpfl ichten gegen den Steuerberater in Betracht, son-
dern auch ein Schadensersatzanspruch gem. § 634 Nr. 4 BGB 
wegen eines Mangels, wenn er den Jahresabschluss trotz nicht 
ausgeräumter ernsthafter Indizien für eine Insolvenzreife zu 
Fortführungswerten erstellt. Dieser Umstand ist deshalb bedeut-
sam, weil der Steuerberater für einen solchen Jahresabschluss 
nach den Hinweisen der BStBK vom 13/14. 3. 2018 (Rz. 92) 
keine Bescheinigung erteilen darf, sondern aus berufsrechtlichen 
Gründen verpfl ichtet ist, das Mandat niederzulegen. Das gilt 
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65)  So auch BGH ZIP 2017, 427, Rz. 38 ff .
66)  „Hinweise zur Verlautbarung der Bundessteuerberaterkammer zu den Grund-
sätzen für die Erstellung von Jahresabschlüssen in Bezug auf Gegebenheiten, die 
der Annahme der Unternehmensfortführung entgegenstehen“ vom 13/14. 3. 2018 
der BStBK, abrufbar unter https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/steuerrecht-
und-rechnungslegung/fachinfos/BStBK_Hinweise-Krisenunternehmen.pdf.
67)  BGH ZIP 2017, 427, Rz. 44. So auch die Hinweise der Bundessteuerberater-
kammer (Fußn. 66), Rz. 97.
68)  Zuletzt ist § 1 COVInsAG durch Gesetz v. 15. 2. 2021geändert worden, BGBl 
2021, 237.
69)  Pape, NZI 2020, 542, 543 f. und Matz/Hömig, DStR 2020, 1642 unter 3. m. w. N.
70)  Fachlicher Hinweis v. 4. 3. 2020 unter 2., abrufbar unter https://www.idw.
de/idw/im-fokus/coronavirus.
71)  Kritisch Matz/Hömig, DStR 2020, 1642 unter 2.1 m. w. N.
72)  Fachlicher Hinweis v. 25. 3. 2020 unter 3.1.1. und 3.2.1., abrufbar unter 
https://www.idw.de/idw/im-fokus/coronavirus.

auch dann, wenn der Mandant eine entsprechende Anweisung 
erteilen sollte. Denn diese könnte, worauf die Hinweise der 
BStBK vom 13/14. 3. 2018 (Rz. 96, 81) zu Recht abstellen, zwar 
den zivilrechtlichen Schadensersatzanspruch gem. § 634 Nr. 4 
BGB unter bestimmten Voraussetzungen entfallen lassen,65) 
nicht aber die öff entlich-rechtliche Berufspfl icht, nicht an un-
zulässigen Wertansätzen im Jahresabschluss mitzuwirken.66)

Hinsichtlich der Hinweis- und Warnpfl ichten ist zu beachten, 
dass diese nach dem BGH nicht nur bei der Erstellung des Jah-
resabschlusses aktiviert werden können. Vielmehr hat der BGH 
allgemein formuliert, dass eine Hinweispfl icht des Steuerbera-
ters auch außerhalb des beschränkten Mandatsgegenstandes 
besteht, soweit die Gefahren dem Steuerberater bekannt oder 
für ihn off enkundig sind oder sich ihm bei ordnungsgemäßer 
Bearbeitung aufdrängen und wenn er Grund zu der Annahme 
hat, dass sein Auftraggeber sich der Gefahr nicht bewusst ist. 
Die Erstellung des Jahresabschlusses ist nur ein Anwendungs-
fall für Hinweis- und Warnpfl ichten des Steuerberaters betref-
fend eines etwaigen Insolvenzgrundes außerhalb des beschränk-
ten (hier: beschränkt auf die Erstellung des Jahresabschlusses) 
Mandatsgegenstandes.67)

Hinsichtlich der Hinweis- und Warnpfl ichten ist weiter zu 
berücksichtigen, dass der Steuerberater verpfl ichtet sein dürfte, 
angesichts der (nur) vorübergehenden Aussetzung der An-
tragspfl icht gem. § 1 COVInsAG – der bereits mehrfach in 
sachlicher und zeitlicher Hinsicht geändert worden ist und 
deshalb sorgfältig zu prüfen ist68) – auch insoweit Hinweise 
zu erteilen, und zwar betreff end die Ausnahmen von der An-
tragspfl icht und das Wiederinkrafttreten der Antragspfl icht.69) 
In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass gem. § 4 
Satz 1 COVInsAG abweichend von § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO 
vom 1. 1. 2021 bis zum 31. 12. 2021 anstelle eines Zeitraumes 
von 12 Monaten ein Zeitraum von 4 Monaten für die über-
wiegende Wahrscheinlichkeit der Fortführung des Unterneh-
mens zur Vermeidung der Überschuldung gilt.

Hinsichtlich einer Mangelhaftigkeit des Jahresabschlusses ist 
zu berücksichtigen, dass es sich bei der COVID-19-Pandemie 
nach dem IDW70) um ein wertbegründendes Ereignis handelt. 
Deshalb seien bilanzielle Folgen erst in Abschlüssen nach dem 
31. 12. 2019 zu ziehen.71) Nach dem IDW ist zum 31. 3. 2020 
regelmäßig davon auszugehen, dass die COVID-19-Pandemie 
im Abschluss zu berücksichtigen ist, und die Auswirkungen 
auf die Fortführung der Unternehmenstätigkeit hinge stark von 
den Umständen des Einzelfalles ab.72)

V. Fazit

1. Mit der Regelung der Hinweis- und Warnpfl ichten in § 102 
StaRUG nimmt nach dem BGH auch der Gesetzgeber den 
Steuerberater bei der Erstellung des Jahresabschlusses dafür in 
die Pfl icht, dass Schuldner rechtzeitig die Chance ergreifen, 
ihr Unternehmen zu sanieren. Der Steuerberater hat keine 
Wahl. Er muss sich die zur Erfüllung der Hinweis- und Warn-
pfl ichten erforderlichen Kenntnisse im Insolvenzrecht verschaf-
fen, um etwaige Haftungsrisiken zu vermeiden.

2. Das stellt den Steuerberater regelmäßig vor Herausforde-
rungen, weil nach § 37 Abs. 3 Nr. 5 StBerG nur Grundzüge des 
Insolvenzrechts Gegenstand der Steuerberaterprüfung sind und 

weil der Steuerberater seine praktische Tätigkeit regelmäßig auf 
dem Gebiet des Steuerrechts ausübt. Allerdings haben sich 
auch in der Steuerberatung die Anknüpfungspunkte bereits in 
Richtung Insolvenzrecht verlagert. So knüpfen die Steuerfol-
gen des Sanierungsinstruments Rangrückritt an das Insolvenz-
recht an, weil der Rangrücktritt inzwischen in § 19 Abs. 2 Satz 2 
InsO seine Heimat gefunden hat. Auch vor diesem Hinter-
grund muss sich der Steuerberater vertiefend mit dem Insol-
venzrecht befassen.

3. Aus dem Umstand, dass sich der Steuerberater im eigenen 
Interesse mit dem Insolvenzrecht befassen muss, können sich 
für ihn auch geschäftliche Chancen ergeben. Aus den vorste-
henden Ausführungen folgt, dass für ihn die Möglichkeit be-
steht, als Restrukturierungsbeauftragter oder als Sanierungs-
moderator tätig zu werden.

3.1 Hierbei wird es sich bei der Tätigkeit als Restrukturierungs-
beauftragter nicht um eine Ad-hoc-Entscheidung handeln kön-
nen, weil diese nicht nur praktische Erfahrungen in Restruktu-
rierungs- und Insolvenzsachen voraussetzt, sondern auch eine 
entsprechende (kostenauslösende) personelle und sachliche In-
frastruktur (auch eine entsprechende Haftpfl ichtversicherung) 
erfordert. Es ist möglich, dass der Steuerberater die erforder-
lichen Erfahrungen in Insolvenzsachen nicht nur als Angestell-
ter erwirbt, sondern auch dadurch, dass er sie aus der eigenen 
Kanzlei heraus sammelt, insbesondere in Zusammenarbeit mit 
einem Insolvenzverwalter.

3.2 Die Tätigkeit als Sanierungsmoderator könnte sich für den 
Steuerberater rascher umsetzen lassen. Denn die für die Be-
stellung im konkreten Einzelfall erforderlichen sachgerechten 
Kriterien könnten bei einem Steuerberater kraft Berufsträger-
schaft stets vorliegen. Auch sollte der Aufgabenbereich eine 
(auch die Kosten) beherrschbare personelle und sachliche In-
frastruktur erfordern.

3.3 Der Umstand, dass die sachgerechten Kriterien für die Be-
stellung zum Restrukturierungsbeauftragten nicht eindeutig 
sind, sollte den Steuerberater nicht daran hindern, sich für die 
Aufnahme auf eine Vorauswahlliste zu bewerben. Bis zu einer 
etwaigen gesetzlichen Regelung ist maßgeblich, welches Anfor-
derungsprofi l der jeweilige Restrukturierungsrichter für maß-
geblich hält. Zudem erfordern die Bestellung zum Restruktu-
rierungsbeauftragten auf Antrag und die Bestellung zum Sa-
nierungsmoderator, die nur auf Antrag erfolgen kann, nicht 
zwingend die vorherige Aufnahme in eine Vorauswahlliste.
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*) Der Autor Tim Kupfer ist Associate Counsel Corporate Law in der Rechtsabteilung der
Vitesco Technologies GmbH. Der Autor Dr. Nicolai Nahrgang, LL.M. ist Head of Cor-
porate Law ebenda. Der Beitrag gibt ausschließlich ihre eigene Auff assung wieder.
1)  BGBl 2020, Teil I Nr. 14, S. 569.
2)  BGBl 2001, Teil I Nr. 4, S. 123; BGBl 2002, Teil I Nr. 50, S. 2681.
3)  Für freiwillige Zusatzsitzungen können nach der Vorstellung des Gesetzge-
bers einzelne Mitglieder virtuell teilnehmen, soweit die Satzung oder Geschäfts-
ordnung hierfür eine ausreichende Grundlage bereithält, BT-Drucks. 14/8769, S. 17.
Allgemein für die Zulässigkeit bei Sitzungen ohne Beschlussfassung Simons, AG
2013, 547, 549 ff .
4)  Vielmehr wird mit der h. M. auf die Anwendbarkeit des § 108 Abs. 4 AktG
verwiesen. Dabei wird hier aber zu zeigen sein, dass die Regelung keine Anwen-
dung fi ndet, vgl. dazu unten IV 2.
5)  Vgl. nur Schütz, in: Semler/v. Schenck, Der Aufsichtsrat, 2015, § 110 Rz. 61;
MünchKomm-Habersack, AktG, 5. Aufl ., 2019, § 110 Rz. 45; Kindl, ZHR 166
(2002), 335, 344 ff .; Wasse, AG 2011, 685, 689.
6)  Beispielhaft sind hier die Stellungnahmen von Deloitte (https://www2.deloitte.
com/content/dam/Deloitte/dl/Documents/legal/Aufsichtsrat%20C%20DE%20
(10-05-2020)3.pdf), Bird&Bird (https://www.twobirds.com/de/news/articles/2020/
germany/covid-19--management-ohne-aufsicht) und CMS Hasche Sigle für den Auf-
sichtsrat einer mitbestimmten GmbH (https://www.cmshs-bloggt.de/gesellschafts-
recht/alternative-wege-zur-abhaltung-von-sitzungen-des-gmbh-aufsichtsrats-in-zeiten-
des-corona-virus/) zu nennen (zuletzt abgerufen am 14. 12. 2020).
7)  Vgl. für § 108 Abs. 3 und 4 AktG nur Spindler, in: Spindler/Stilz, AktG, 4. Aufl .,
2019, § 108 Rz. 72 f.; Hambloch-Gesinn/Gesinn, in: Hölters, AktG, 3. Aufl ., 2017,
§ 108 Rz. 68.

Haftung. Das Recht des Aufsichtsrats kennt dagegen die Mög-
lichkeit der virtuellen Teilnahme an Sitzungen seit fast 20 Jah-
ren. Daher lohnt ein Blick auf diesen Problemkreis, der wei-
terhin Unklarheiten kennt. Paradigmatisch für die Unterneh-
menspraxis ist dabei die virtuelle Zuschaltung einzelner Auf-
sichtsratsmitglieder zu einer Präsenzsitzung. Virtuell meint für
die Zwecke dieses Aufsatzes eine Teilnahme unter der Nutzung
einer Telefon- oder Videokonferenz.

Dabei soll sich der Beitrag zunächst mit Fragestellungen einer
rein virtuellen Pfl ichtsitzung i. S. v. § 110 Abs. 3 AktG und Be-
schlussfassung befassen, bei der überhaupt keine Präsenzteil-
nahme vorgesehen ist.3) In der Literatur wird teilweise keine
Unterscheidung zwischen einer rein virtuellen oder einer ge-
mischten Sitzung getroff en.4) Soweit die virtuelle Aufsichtsrats-
sitzung in Form der Videokonferenz in Blick genommen wird,
werden zumeist lediglich einzelne Problemkreise angeschnit-
ten und festgestellt, dass eine solche zulässig sei.5) Im Gegen-
satz dazu wird in der rechtsanwaltlichen Praxis weitgehend ein-
stimmig vertreten, dass rein virtuelle Präsenzsitzungen unzuläs-
sig oder zumindest mit einer großen Rechtsunsicherheit ver-
bunden seien.6) Diesem Befund schließt sich der vorliegende
Beitrag an.

Dabei kann die aufgeworfene Themenstellung nicht als rein
theoretische Streitigkeit abgetan werden. So stellen die Rege-
lungen zur Beschlussfassung wesentliche Verfahrensvorschrif-

dem Sachzusammenhang der Regelungen von § 108 Abs. 1
und 3 AktG, da nach § 108 Abs. 3 Satz 1 AktG auch abwe-
sende Mitglieder durch schriftliche Stimmabgabe an der Be-
schlussfassung in der Sitzung teilnehmen können.

3.4 Die Berufspfl ichten des Steuerberaters sollten für die Be-
stellung eines Steuerberaters zum Restrukturierungsbeauftrag-
ten oder zum Sanierungsmoderator keine höheren Anforde-
rungen an die fachliche und persönliche Eignung des Steuer-

beraters stellen als das auf der Richtline beruhende StaRUG.
Dies dient der zutreff enden Umsetzung der Richtlinie in das
deutsche Recht. Dazu erscheint jedenfalls eine bundeseinheit-
liche Regelung sachgerechter Kriterien erforderlich.
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